
Die Zeit vor Ostern ist dicht 
gedrängt mit Sitzungswochen. 
Allein drei der vier März-Wochen 
verbringe ich in Berlin. Dabei haben 
wir viele wichtige und spannende 
Themen auf der Tagesordnung. 

Die Mietpreisbremse und die Frau-
enquote für Aufsichtsräte haben 
wir in dieser Woche verabschiedet 
und damit wichtige sozialdemokra-
tische Projekte in den Bereichen 
bezahlbare Mieten und Gleichheit 
zwischen Frauen und Männern auf 
den Weg gebracht. 

Daneben beschäftige ich mich 
derzeit mit Themen wie dem Klein-
anlegerschutzgesetz, die Neure-
gelung der Dispozinsen mit Bera-
tungspflichten für Banken und treffe 
interessierte Besucherinnen und 
Besucher zu einem Gespräch mit 
mir. In diesem Sinne: viele Grüße 
aus Berlin!

„Menschen 
eine Heimat 

geben!“
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FLÜCHTLINGE WILL-
KOMMEN HEISSEN

zu unterstützen ist groß. Aber 
die Herausforderungen sind 
es auch. In vielen Kommu-
nen fehlen sowohl Wohnraum 
für Flüchtlinge als auch die 
Kapazitäten für Sprach- und 
Integrationskurse, medizini-
sche Versorgung und ande-
res. Deswegen ist es rich-
tig, dass der Bund in den 
kommenden Jahren die 
Kommunen bei den Kosten 
der Unterkunft um eine Milli-
arde Euro pro Jahr entlastet. 
Die finanzielle Entlastung der 
Kommunen ist unerlässlich – 
sowohl praktisch als auch als 
klares Zeichen für die Bereit-
schaft, Flüchtlinge aufzuneh-
men. Aber sie kann nicht der 
einzige oder letzte Schritt 
sein. Wir alle müssen uns 
einsetzen, um täglich wieder 
eine Kultur des offenen Mitei-
nanders zu schaffen.

Im letzten Monat haben wir 
den Zerfall der ausländer-
feindlichen Dresdner Pegida-
Bewegung erlebt. Doch die 
Ressentiments und Verunsi-
cherung, die Pegida antrie-
ben, und auch die Ängste 
vieler, die vor Gewalt und 
Willkür nach Deutschland 
geflohen sind, bleiben. Dabei 
dürfen wir nicht vergessen, 
dass in Oldenburg wie fast 
überall auch weitaus mehr 
Menschen gegen Pegida 
demonstriert haben als dafür. 
Dass unsere Kommunen, 
Kirchen und Verbände klare 
Zeichen gesetzt haben gegen 
rassistische Ausgrenzung. 
Dass sich täglich Menschen 
ehrenamtlich und beruflich in 
gelebter Solidarität für Flücht-
linge einsetzen – fernab des 
Flutlichts der Tageszeitungen. 
Die Bereitschaft zu helfen und 

Finanzielle Entlastung der Kommunen



die Mietpreisbremse auch in Ol-
denburg bald Wirkung zeigt. Die 
Mietpreisspirale muss endlich 
durchbrochen werden. Ulf Pran-
ge MdL und ich pochen deswe-
gen auf eine zügige Einführung.
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Der Bundestag hat am 05. März die 
Mietpreisbremse und das Bestel-
lerprinzip im Maklerrecht ohne von 
der Union geforderte Änderungen 
beschlossen. Das Gesetz soll nun 
bald greifen, um die Menschen in 
begehrten Wohnlagen vor rasant 
ansteigenden Mieten zu schützen.

Künftig werden die Länder ermäch-
tigt, in ausgewiesenen Gebieten 
Neumieten bei 10 Prozent über 
der ortsüblichen Vergleichsmiete 
zu kappen. Zudem sollen Vermie-
ter nicht mehr einfach Maklerkos-
ten auf den Wohnungssuchenden 
abwälzen können. Künftig gilt klipp 
und klar: Wer bestellt, der bezahlt.

Auf alle Einzelheiten des Gesetzes 

hatten sich die Spitzen von SPD 
und CDU bereits im September 
vergangenen Jahres abschließend 
geeinigt. Doch einzelne Abgeord-
nete der CDU wollten diese Verein-
barung offenbar nicht akzeptieren 
und verlangten neben umfassen-
den Ausnahmen  die Durchlö-
cherung des Bestellerprinzips.

Das absichtliche Hinauszögern 
des Gesetzes ist ein Schlag ins 
Gesicht der Wohnungssuchen-
den, die bezahlbare Mieten und 
faire Regeln bei der Maklerpro-
vision dringend brauchen – auch 
und gerade hier bei uns. Deswe-
gen haben wir der Lobbypolitik 
der CDU eine klare Absage erteilt.
Nun gilt es sicherzustellen, dass 
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Kaum ein Thema ist in den vergan-
genen Wochen intensiver disku-
tiert worden als die Finanzhilfen für 
Griechenland. Nun hat der Deut-
sche Bundestag entschieden und 
für eine Verlängerung des Hilfs-
programms votiert. Auch ich habe 
dafür gestimmt. Aber worum ging 
es bei der Abstimmung im Deut-
schen Bundestag eigentlich genau 
und weswegen bin ich dafür?

Die neu gewählte griechische 
Regierung hat am 18. Februar 
2015 beim Vorsitzenden der Euro-
gruppe, Jeroen Dijsselbloem, 
die „Verlängerung der Geltungs-
dauer der Vereinbarung um sechs 
Monate“ beantragt. Die Euro-
gruppe ist das Gremium, in dem 
die 19 Staaten, in denen der Euro 
offizielle Währung ist, ihre Steuer- 
und Wirtschaftspolitik koordinieren. 
Diese Verlängerung der Hilfen soll 
im Wesentlichen dazu dienen, die 
griechische Haushaltslage zu stabi-
lisieren und die Finanzierungspla-
nung von Schritten zur wirtschaft-

VERLÄNGERUNG DER HILFEN FÜR 
GRIECHENLAND

lichen Erholung Griechenlands 
ermöglichen. Überwacht werden 
diese Planungen durch die Europä-
ische Kommission, die Europäische 
Zentralbank (EZB) und den Interna-
tionalen Währungsfonds (IWF). Es 
ging in dieser Abstimmung nicht 
um mehr Geld für Griechenland, 
sondern nur um eine Verlängerung 
des Inanspruchnahme-Zeitraums 
bereits genehmigter Finanzhilfen.

Ich habe, so wie alle anwesenden 
Mitglieder der SPD-Bundestags-

fraktion, für eine Verlängerung 
gestimmt, weil ich der Ansicht 
bin, dass die griechische Regie-
rung eine faire Chance bekommen 
muss. Die Chance, einen neuen, 
mit der Eurogruppe abgestimmten 
Plan vorzulegen, wie Griechenland 
wieder gestärkt werden kann. Und 
es bedeutet auch, dass Griechen-
land seine Schulden zurückbezahlt. 
Dafür hat die griechische Regie-
rung nun vier Monate Zeit. Zeit, die 
wir ihr mit der Zustimmung gege-
ben haben.

Gesetz kommt ohne Abschwächungswünsche der Union
MIETPREISBREMSE KOMMT
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   10. Februar - Gespräch mit den beiden Vorsitzenden 
des City-Managements Oldenburg, Sebo Kramer und 
Friedrich-August Fisbeck (von links nach rechts).

   20. Februar - Gespräch mit Frau Prof. Dr. Ortmann von 
der Universität Oldenburg über ihre Arbeit, in der sie  
traumatisierten Flüchtlingen mit Kurzzeittherapien hilft.

  11. Februar - Gespräch mit dem Geschäftsführer des 
Technischen Hilfswerkes (THW), Herrn Rolf Bartsch, in 
der Geschäftsstelle  Oldenburg.

   11. Februar -  Gespräch mit den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern der Palliativstation der Ammerlandklinik in 
Westerstede.

   12. Februar - Besuch und Austausch mit den Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern der Bahnhofsmission 
am Oldenburger Hauptbahnhof. 

 21. Feburar - Zusammen mit den Jusos und 2.500 
Oldenburgerinnen und Oldenburgern habe ich für 
Toleranz und Vielfalt demonstriert. 

   12. Februar - Besichtigung des Fachgroßhandels für 
Bäckereien und Konditoreien, der Firma Bäko, und 
Gespräch mit dem Geschäftsführer, Herrn Dr. Oltmann.  

    9. Februar - Besichtigung beim EDEKA-Zentrallager 
in Wiefelstede mit dem Betriebsleiter Frank Sammann 
(rechts von mir) und dem OV Wiefelstede. 
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Schwer beeindruckt war ich bei 
einem Besuch der Palliativstati-
on der Ammerlandklinik in Wes-
terstede. Hier nehmen sich die 
Mitarbeiter Zeit für schwerstkran-
ke Menschen, die dringend Hilfe 
benötigen, und begleiten sie in 
Würde und mit Respekt.

Gerade vor dem Hintergrund der 
Debatten im Bundestag zum The-
ma Sterbehilfe wird deutlich, dass 
wir keinen Verein wie Dignitas 
brauchen, der mit dem Tod mehre-
re tausend Euro verdient. Was wir 
wirklich brauchen, ist eine profes-
sionelle Begleitung für Schwerst-
kranke, wie sie im Ammerland 
praktiziert wird. Ich werde mich 
daher im bevorstehenden Gesetz-
gebungsverfahren für ein Verbot 
der Sterbevereine einsetzen.

NEIN ZU STERBEVEREINEN

Es muss für jeden Menschen 
im Ammerland möglich sein, 
zuhause oder wenigstens 
nahe der Heimat eine würdi-
ge Begleitung auch und ge-
rade in einer so schwierigen 
Lebenssituation zu finden. 

Medizinische Versorgung für einen  
Abschied in Würde

Ende Februar wurde im Deut-
schen Bundestag erstmals über 
die von der Union geplante 
PKW-Maut beraten. Deswegen 
habe ich Bundesverkehrsminister 
Dobrindt um Auskunft über mögli-
che Folgen einer solchen Rege-
lung für Regionen wie Oldenburg 
und das Ammerland gebeten. 

Denn Handel, Gewerbe und 
Dienstleistungssektor profitie-
ren in unserer Region insbe-
sondere am Wochenende 
von niederländischen Touris-
ten, die unsere Freizeit- und 
Einkaufsangebote rege nutzen. 

So will ich erfahren, ob negative 
wirtschaftliche Auswirkungen 
einer PKW-Maut auf die regionale 
Wirtschaft in Städten wie Olden-

FRAGEN AN VERKEHRS-
MINISTER DOBRINDT

Mein Berliner Büro wird  seit  Mitte Fe-
bruar durch  Carla Henckel verstärkt. Im 
Rahmen ihres Politikstudiums macht sie 
ein siebenwöchiges Praktikum. Erste 
Aufgabe: Reisekataloge mit Blick auf 
Fragen des Verbraucherschutzes durch-
arbeiten. Wenn da mal kein Fernweh 
aufkommt!  Die Recherche meiner stu-
dentischen Praktikantin gibt ihr einen 
kleinen Einblick in die Vorarbeiten, die 
nötig sind, wenn Gesetze entstehen. 

CARLA HENCKEL

burg auszuschließen sind. 

Klare Kante: Eine undurch-
dachte PKW-Maut  von 
CDU und CSU darf nicht zu 
Umsatzeinbrüchen und weni-
ger Nachfrage nach Service 
in unserer Region führen. 
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